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Unterrichtung
durch das Bundesministerium

der Finanzen

Haushaltsführung
Über- und außerplanmäßige Ausgaben und Verpflichtungs-
ermächtigungen im zweiten Vierteljahr des Haushaltsjahres 2013;
Vierteljährliche Mitteilung gemäß § 37 Absatz 4 BHO in
Verbindung mit § 4 Absatz 2 HG

Bundesministerium der Finanzen
Parlamentarischer Staatssekretär

Berlin, 18. September 2013

An den
Präsidenten des Bundesrates
Herrn Ministerpräsidenten
Winfried Kretschmann

Sehr geehrter Herr Präsident,

gemäß § 37 Absatz 4 Bundeshaushaltsordnung in Verbindung mit § 4 Absatz 2

Haushaltsgesetz übersende ich die Zusammenstellung der über- und

außerplanmäßigen Ausgaben sowie Verpflichtungsermächtigungen im zweiten

Vierteljahr des Haushaltsjahres 2013.

Auf Bitte der Vorsitzenden des Haushaltsausschusses des Deutschen

Bundestages erhält diese eine Kopie des gleich lautenden Schreibens zur

Unterrichtung des Präsidenten des Deutschen Bundestages.

Mit freundlichen Grüßen

Steffen Kampeter
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Über- und außerplanmäßige Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen
im zweiten Vierteljahr des Haushaltsjahres 2013

1. Über- und außerplanmäßige Ausgaben

Einzel-
plan/

Kapitel/
Titel

Einzelplan- / Kapitelbezeichnung / Zweckbestimmung

Begründung der über- und außerplanmäßigen Ausgabe

Ansatz laut
Haushalts-
plan 2013

T€

bewilligte
über-/außer-
planmäßige

Ausgabe
T€

1 2 3 4

06 Bundesministerium des Innern

0625 Bundespolizei

532 02 apl Einsätze zur Unterstützung der Länder bei Naturkatastrophen oder besonders

schweren Unglücksfällen ........................................................................................... - 2.660

Mehrbedarf der Bundespolizei zur Unterstützung der Länder bei der Bewältigung

der Hochwasserlage im Mai/Juni 2013 in Deutschland. Die außerplanmäßige
Ausgabe ist mit Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 25. Juni

2013 dem Deutschen Bundestag und dem Bundesrat mitgeteilt worden.

0629 Bundesanstalt Technisches Hilfswerk

532 04 Einsätze bei Katastrophen, Unglücksfällen größeren Ausmaßes und öffentlichen

Notständen ................................................................................................................ 400 29.500

Mehrbedarf durch Hilfeleistungen des THW zur Unterstützung der Länder und

Kommunen bei der Bewältigung der Hochwasserlage im Mai/Juni 2013 in
Deutschland. Die überplanmäßige Ausgabe ist mit Schreiben des
Bundesministeriums der Finanzen vom 25. Juni 2013 dem Deutschen Bundestag
und dem Bundesrat mitgeteilt worden.

0633 Bundesamt für Migration und Flüchtlinge

684 10 apl Aufwendungen für die Einrichtung, Ausgestaltung und Durchführung eines

humanitären Aufnahmeverfahrens in Deutschland ..................................................... - 10.461

Aufnahme von 5.000 Flüchtlingen aus Syrien aus humanitären Gründen. Die

Bundesrepublik Deutschland beteiligt sich an der Aufnahme und Neuansiedlung
besonders schutzbedürftiger Flüchtlinge aus Drittstaaten. Die außerplanmäßige
Ausgabe ist mit Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 20. Juni
2013 dem Deutschen Bundestag und dem Bundesrat mitgeteilt worden.

11 Bundesministerium für Arbeit und Soziales

1112 Leistungen nach dem Zweiten und Dritten Buch Sozialgesetzbuch

und gleichartige Leistungen

683 03 apl Erstattung von Sozialversicherungsbeiträgen bei Kurzarbeit im Hochwassergebiet

2013 .......................................................................................................................... - 15.000

Erstattung von Sozialversicherungsbeiträgen bei Kurzarbeit im Rahmen der mit der

Bundesagentur für Arbeit abgeschlossenen Verwaltungsvereinbarung über die
Erstattung von Sozialversicherungsbeiträgen bei Kurzarbeit für vom Hochwasser
des Sommers 2013 unmittelbar betroffene Betriebe. Die außerplanmäßige
Ausgabe ist mit Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 25. Juni
2013 dem Deutschen Bundestag und dem Bundesrat mitgeteilt worden.

17 Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend

1702 Allgemeine Bewilligungen

685 02 Zuweisung an die Conterganstiftung für behinderte Menschen .................................. 35.309 120.000

Höhere Leistungen für contergangeschädigte Menschen. Die überplanmäßige

Ausgabe dient der Erfüllung einer Rechtsverpflichtung. Die Rechtsverpflichtung
beruht auf dem Conterganstiftungsgesetz. Die überplanmäßige Ausgabe ist mit
Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 20. Juni 2013 dem
Deutschen Bundestag und dem Bundesrat mitgeteilt worden.
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Einzel-
plan/

Kapitel/
Titel

Einzelplan- / Kapitelbezeichnung / Zweckbestimmung

Begründung der über- und außerplanmäßigen Ausgabe

Ansatz laut
Haushalts-

plan 2013
T€

bewilligte

über-/außer-
planmäßige

Ausgabe
T€

1 2 3 4

686 02 apl Zuweisungen an den Fonds sexueller Missbrauch und in diesem Zusammenhang

stehende Ausgaben ................................................................................................... - 12.500

Außerplanmäßige Ausgabe zur Errichtung eines Fonds für Betroffene des

sexuellen Kindesmissbrauchs in der Familie. Die außerplanmäßige Ausgabe ist mit
Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 19. April 2013 dem
Deutschen Bundestag und dem Bundesrat mitgeteilt worden.

60 Allgemeine Finanzverwaltung

6002 Allgemeine Bewilligungen

632 03 apl Beteiligung des Bundes an den Soforthilfen der Länder im Zusammenhang mit

dem Hochwasser 2013 .............................................................................................. - 391.300

Beteiligung des Bundes an den Soforthilfen der Länder im Zusammenhang mit

dem Hochwasser 2013. Die außerplanmäßige Ausgabe ist mit Schreiben des
Bundesministeriums der Finanzen vom 25. Juni 2013 dem Deutschen Bundestag
und dem Bundesrat mitgeteilt worden.

687 02 apl Zahlung an die Hellenische Republik ......................................................................... 0 599.000

Die Zahlungsverpflichtung an die Hellenische Republik gehört zu dem Paket von

Änderungen am bestehenden Anpassungsprogramm der EFSF für Griechenland,
dem der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung am 30. November 2012
zugestimmt hat. Die außerplanmäßige Ausgabe dient der Erfüllung einer
Rechtsverpflichtung. Die Rechtsverpflichtung wurde auf Grundlage der
außerplanmäßig ausgebrachten Verpflichtungsermächtigung und der Zusage aller
Mitgliedstaaten der Eurogruppe am 13. Dezember 2012 übernommen. Die
außerplanmäßige Ausgabe ist mit Schreiben des Bundesministeriums der
Finanzen vom 8. Mai 2013 dem Deutschen Bundestag und dem Bundesrat
mitgeteilt worden.
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2. Über- und außerplanmäßige Verpflichtungsermächtigungen (VE)

Einzel-
plan/

Kapitel/
Titel/
VE

Einzelplan- / Kapitelbezeichnung / Zweckbestimmung

Begründung der über- und außerplanmäßigen VE

Ansatz VE laut
Haushalts-
plan 2013

T€

bewilligte
über-/außer-
planmäßige

VE
T€

1 2 3 4

08 Bundesministerium der Finanzen

0813 Bundeszollverwaltung

422 02 apl Bezüge und Nebenleistungen der beamteten Hilfskräfte ............................................ - 40.200

Von der Verpflichtungsermächtigung werden fällig:

Im Haushaltsjahr 2014 bis zu: 27.500 T€

Im Haushaltsjahr 2015 bis zu: 12.700 T€

Abordnungsverträge zur vorübergehenden Deckung des Personalbedarfs im
Zusammenhang mit der Übernahme der Verwaltung der Kraftfahrzeugsteuer zum
1. Juli 2014. Die außerplanmäßige Verpflichtungsermächtigung ist mit Schreiben
des Bundesministeriums der Finanzen vom 14. März 2013 dem Deutschen

Bundestag und dem Bundesrat mitgeteilt worden.

17 Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend

1702 Allgemeine Bewilligungen

686 02 apl Zuweisungen an den Fonds sexueller Missbrauch und in diesem Zusammenhang

stehende Ausgaben ................................................................................................... - 900

Von der Verpflichtungsermächtigung werden fällig:

Im Haushaltsjahr 2014 bis zu: 300 T€

Im Haushaltsjahr 2015 bis zu: 300 T€

Im Haushaltsjahr 2016 bis zu: 300 T€

Außerplanmäßige Ausgabe zur Errichtung eines Fonds für Betroffene des
sexuellen Kindesmissbrauchs in der Familie. Die außerplanmäßige

Verpflichtungsermächtigung ist mit Schreiben des Bundesministeriums der
Finanzen vom 19. April 2013 dem Deutschen Bundestag und dem Bundesrat
mitgeteilt worden.

60 Allgemeine Finanzverwaltung

6002 Allgemeine Bewilligungen

533 01 apl Kosten der Ombudsstelle zur Überwachung der Sozialchartas im Rahmen der

Privatisierung der TLG IMMOBILIEN GmbH und der TLG WOHNEN GmbH.............. - 1.170

Von der Verpflichtungsermächtigung werden fällig:

Im Haushaltsjahr 2014 bis zu: 500 T€

Im Haushaltsjahr 2015 bis zu: 500 T€

Im Haushaltsjahr 2016 bis zu: 170 T€

Finanzierung der zur Überwachung der Sozialchartas im Rahmen der
Privatisierung der TLG IMMOBILIEN GmbH und der TLG WOHNEN GmbH

einzurichtenden Ombudsstelle und damit Sicherstellung der Rechte der
Mieterinnen und Mieter von Wohnungen des Bestandes der privatisierten TLG
IMMOBILIEN GmbH und der TLG WOHNEN GmbH bei etwaigen Verstößen gegen

die Sozialchartas.
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Einzel-

plan/
Kapitel/

Titel/
VE

Einzelplan- / Kapitelbezeichnung / Zweckbestimmung

Begründung der über- und außerplanmäßigen VE

Ansatz VE laut
Haushalts-

plan 2013
T€

bewilligte

über-/außer-
planmäßige

VE
T€

1 2 3 4

632 03 apl Beteiligung des Bundes an den Soforthilfen der Länder im Zusammenhang mit

dem Hochwasser 2013 .............................................................................................. - 62.550

Von der Verpflichtungsermächtigung werden fällig:

Im Haushaltsjahr 2014 bis zu: 62.550 T€

Beteiligung des Bundes an den Soforthilfen der Länder im Zusammenhang mit
dem Hochwasser 2013. Die außerplanmäßige Verpflichtungsermächtigung ist mit
Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 25. Juni 2013 dem
Deutschen Bundestag und dem Bundesrat mitgeteilt worden.
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